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1.1. Rechtsgrundlagen 

• Bauplanungsrechtliche Grundlagen: 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585) 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung   
BauNVO) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 
132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen 
und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993 (BGBl. I 
S. 466) 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58) 

• Bauordnungsrechtliche Grundlagen: 

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998, geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26.5.2009 (GVBl. S. 201) 

• Sonstige Grundlagen: 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz   WHG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), geändert durch Ge-
setz vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S.1746) 

• Landeswassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz   LWG) vom 
22. Januar 2004 (GVBl. 2004, S. 54) 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) 
zuletzt geändert durch Artikel 40 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818)  

• Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 28. September 2005, (GVBl. S. 387) 

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz 
- BImSchG) vom 15.03.1974; Neugefasst durch Bek. v. 26.9.2002 I 3830; Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 11.8.2009 I 2723 

1.2. Bestandteile 

• Bestandteile des Bebauungsplanes sind 
• Planurkunde  
• Textliche Festsetzungen  

• Beigefügt sind 
• Begründung 
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1.3. Verbindlichkeit der Darstellungen 

• Die zeichnerischen Darstellungen der Planurkunde sind für die Übertragung in die Wirklich-
keit verbindlich. 

• Soweit für die Absteckung der erforderlichen Baugrenzen keine Maße angegeben sind, sol-
len diese  - ausgehend von einer Ablesegenauigkeit von 0,5 mm  - abgegriffen werden. 

1.4. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.4.1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 Abs. 3, 6, 8, 12-15 BauNVO) 
Das Plangebiet wird als Mischgebiet und eingeschränktes Mischgebiet festgesetzt.   
 
Mischgebiet (MI und MI 2) 

• Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören.  

• Zulässig sind:  

• Wohngebäude, 

• Geschäfts- und Bürogebäude, 

• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, 

• sonstige Gewerbebetriebe,  

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke, 

• Gartenbaubetriebe. 

• Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Lagerhallen.  

• Unzulässig sind:  

• Tankstellen, 

• Vergnügungsstätten. 

• Gemäß §1 Abs. 10 BauNVO wird festgesetzt, dass der im MI2 vorhandene Weinbaubetrieb 
mit seinen bestehenden Anlagen allgemein zulässig ist. Ebenso ist die Erweiterung, Ände-
rung, Nutzungsänderung und Erneuerung dieser Anlagen allgemein zulässig. Unzulässig ist 
eine Nutzungsänderung, die eine Nutztierhaltung (insbesondere Viehhaltung oder Geflügel-
haltung) im MI2 beinhaltet.  

 
Eingeschränktes Mischgebiet (MIe) 

• Das eingeschränkte Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von nicht stö-
renden Gewerbebetrieben.  

• Zulässig sind:  

• Wohngebäude, 

• Geschäfts- und Bürogebäude, 
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• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, 

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,  

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke, 

• Gartenbaubetriebe. 

• Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Lagerhallen.  

• Unzulässig sind:  

• Tankstellen, 

• Vergnügungsstätten. 

1.4.2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO) 

• Das Maß der baulichen Nutzung darf höchstens betragen: 

 Im Mischgebiet (MI) 
 Grundflächenzahl GRZ = 0,6 
 Geschossflächenzahl GFZ  = 1,2 

 Im eingeschränkten Mischgebiet (MIe) 
 Grundflächenzahl GRZ = 0,4 
 Geschossflächenzahl GFZ  = 0,8 

Im Mischgebiet (MI 2) 
 Grundflächenzahl GRZ = 0,6 
 Geschossflächenzahl GFZ  = 1,2 
 

1.4.3. Höhe baulicher Anlagen 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO) 

• Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung von maximal zulässigen Trauf-
höhen begrenzt. 

 Traufhöhe als Höchstgrenze THmax = 5,00 m 
 
• Die Bezugspunkte für die Höhenfestsetzungen der Traufhöhen werden wie folgt bestimmt: 

Als Traufpunkt gilt der Schnittpunkt der Außenkante des aufgehenden Mauerwerks mit der 
Oberkante der Dachhaut. 
Für die Baugrundstücke gilt: Das Maß THmax bemisst sich von der Oberkante der Fahr-
bahnmitte der im Plangebiet befindlichen Wohnstraße bzw. Straßenverkehrsfläche bis zum 
Traufpunkt des Gebäudes, gemessen von der Gebäudemitte. 

 

• Zusätzlich wird für die baulichen Anlagen eine Gebäudehöhe als Höchstgrenze festgesetzt. 
Diese Höchstgrenze definiert das höchste Maß, welches die Oberkante / der First des Ge-
bäudes nicht überschreiten darf. 

Gebäudehöhe als Höchstgrenze  FHmax = 10,00 m 
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• Als Bezugspunkt für die Gebäudehöhe gilt die Oberkante des Gebäudes, gemessen von 
der Gebäudemitte und der Oberkante der Fahrbahnmitte der angrenzenden Wohnstraße 
bzw. Straßenverkehrsfläche. 

1.4.4. Anzahl von Wohnungen in Wohngebäuden 

  (§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB) 

• Die Anzahl von Wohnungen in Wohngebäuden wird auf maximal zwei Wohnungen pro 
festgesetztem Baufenster festgesetzt.  

Je Baufenster gilt: Bei Errichtung eines Einzelgebäudes sind maximal zwei Wohnungen zu-
lässig; bei Errichtung eines Doppelhauses ist je Doppelhaushälfte eine Wohnung zulässig.  

1.4.5. Maßnahmen und Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswas-
ser 

(§ 9 Abs. 4 BauGB) in Verbindung mit §51 Abs.4 LWG 

• Das auf den Grundstücken anfallende nicht schadhaft verunreinigte Niederschlagswasser 
darf nicht der öffentlichen Kanalisation zugeführt werden. Es ist vollständig auf den 
Grundstücken zurück zu halten, zu verwerten oder, ggf. unter Vorschaltung eines Sammel-
behälters, breitflächig über die belebte Bodenzone zur Versickerung zu bringen. Dritte dür-
fen dabei nicht geschädigt werden. Notüberläufe in die herzustellenden Anlagen zur Ober-
flächenwasserbewirtschaftung außerhalb des Bebauungsplangebietes auf dem Flurstück 
3946 sind zulässig. Die Herstellung dieser Anlagen ist über eine Baulast, eine Grunddienst-
barkeit oder einen städtebaulichen Vertrag abzusichern.  

• Bei Maßnahmen für die dezentrale Bewirtschaftung des Niederschlagswassers gilt:   
Wird die flächenhafte Versickerung des auf dem Privatgrundstück anfallenden Nieder-
schlagswassers vorgesehen, so hat dies in flachen Mulden mit einem Rückhaltevolumen von 
mindestens 3,5 cbm im eingeschränkten Mischgebiet MIe und 5 cbm im Mischgebiet MI zu 
erfolgen. Die Rückhaltefläche (Mulde) ist durchlässig auszuführen, damit eine Versickerung 
gewährleistet ist. 

• Eine Kombination von Rückhalteeinrichtungen und Versickerungsmulden ist zulässig.  

• Eine Kombination der Versickerungs- oder Rückhalteeinrichtungen mit Zisternen zur Brauch-
wassernutzung ist zulässig. Das Volumen für die Brauchwassernutzung ist zusätzlich zum 
Rückhaltevolumen vorzuhalten.   

• Für die Bauflächen nördlich der Insheimer Straße bleibt die bestehende Oberflächenentwäs-
serung der zum 01.01.2013 vorhandenen und angeschlossenen Bebauung mit Einleitung in 
den Mischwasserkanal zulässig. Für zusätzliche, über diesen angeschlossenen Bestand 
hinaus befestigte Flächen hat eine Rückhaltung und flächenhafte Versickerung des Nieder-
schlagswassers gemäß den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf dem Grundstück 
zu erfolgen. Ein Notüberlauf des Rückhaltesystems kann über die bestehende Oberflächen-
entwässerung an die bestehende Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. 

1.4.6. Von der Bebauung frei zu haltende Flächen, private Grünflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und 15 BauGB) 

• Die Errichtung von baulichen Anlagen jeglicher Art, Nebenanlagen und Garagen ist inner-
halb der in der Planzeichnung festgesetzten privaten Grünflächen unzulässig.  
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• Auf den mit der Zweckbestimmung Ortsrandeingrünung gekennzeichneten Grünflächen ist 
eine dichte Ortsrandeingrünung mit einheimischen Laubgehölzen anzupflanzen und dauer-
haft zu unterhalten. 

1.4.7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft in 
Verbindung mit Festsetzungen zum Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen und Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO) 

• Bei der Gestaltung der Freiflächen der Baugrundstücke mit Gehölzen und Hecken dürfen 
nur standortgerechte heimische Laubgehölze verwendet werden. 

• Je Baugrundstück ist ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. Sofern auf dem Baugrundstück bereits ein großkroniger Laubbaum vorhanden ist, 
kann der Erhalt auf die Pflanzverpflichtung angerechnet werden. 

• Vorhandene Streuobstbäume sind soweit wie möglich zu erhalten. Wenn die Erhaltung auf 
Grund der ordnungsgemäßen Bebauung des Grundstückes nicht möglich ist, so sind entfal-
lende Bäume durch eine Neupflanzung auf dem Grundstück zu ersetzen. 

• Die festgesetzten anzupflanzenden Bäume sind zur Ausbildung einer Ortsrandbegrünung zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Erhaltung bestehender Bäume in diesem Bereich 
kann auf die Pflanzverpflichtung angerechnet werden. 

• Die Auswahl der Pflanzen ist gemäß der beigefügten Pflanzliste (siehe Anhang) zu treffen.   

1.4.8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 

• Im Plangebiet sind Flächen zur Schaffung erforderlicher Erschließungsinfrastruktur, wie 
Wasser-, Strom- und Telefonleitungen, etc. festgesetzt. Diese Flächen sind zugunsten der 
jeweiligen Erschließungsträger mit einem Leitungsrecht zu belasten. Das Leitungsrecht so-
wie ein Betretungsrecht zugunsten des jeweiligen Erschließungsträgers ist durch eine Bau-
last oder eine Grunddienstbarkeit zu sichern. 

• Die bis zur Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Wohnweg“ reichenden mit Geh- 
Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen dienen zudem dem Anschluss der gege-
nüberliegenden Grundstücke. Das Leitungsrecht zugunsten dieser Grundstücke sowie ein 
Betretungsrecht zugunsten des jeweiligen Erschließungsträgers ist durch eine Baulast oder 
eine Grunddienstbarkeit zu sichern. 

1.4.9. Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 
Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB) 

• Auf den nach Norden zur Insheimer Straße hin liegenden Grundstücken ist mit Wohngebäu-
den ein Abstand von mindestens 6,0m zur nördlichen Grundstücksgrenze einzuhalten. Auf 
diesen Flächen ist die Errichtung von Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen zulässig.  

• Die in der Planzeichnung gekennzeichneten nach Norden hin weisenden Fassaden dürfen 
keine „zu öffnenden Fenster“ zu schutzbedürftigen Räumen haben.  



Bebauungsplan Mischgebiet „Loosäckerweg - Erweiterung 1“  OG Rohrbach 

Textliche Festsetzungen VG Herxheim 
Stand: Februar 2013 Seite 10 von 23 Seiten 
 

iiiiSSSSAAAA Ingenieure für   
Städtebau und Architektur 

Hauptstraße 46 
67716 Heltersberg 

Tel.  06333 / 27598-0 
Fax: 06333 / 27598-99 

 

1.5. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

1.5.1. Einfriedungen 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

• Als Einfriedungen sind nur Laubholzhecken, Holzzäune mit senkrechten Latten, Wildzäune 
oder Mauern zulässig. Das festgesetzte Pflanzgebot gilt auch für Einfriedungen mit Gehöl-
zen und besteht aus heimischen Laub- und Flurgehölzen (Sträuchern). Entlang der Grenzen 
zum Außenbereich hin sind nur transparente Einfriedungen (Stabgittermattenzäune, Zäune 
aus Drahtgeflecht, etc.) zulässig. Mauern und sonstige blickdichte Einfriedungen sind ent-
lang der Grenzen zum Außenbereich nicht zulässig.  

• Die Auswahl der Pflanzen ist gemäß der beigefügten Pflanzliste (siehe Anhang) zu treffen.   

• Die Gesamthöhe der Einfriedungen darf 1,50 m (gemessen ab OK Verkehrsfläche bzw. na-
türliches Gelände) nicht überschreiten. Entlang der Grenzen zum Außenbereich hin darf die 
Gesamthöhe von Einfriedungen 2,0 m (gemessen ab OK natürliches Gelände) nicht über-
schreiten 

1.5.2. Äußere Gestalt baulicher Anlagen 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

• Zulässig sind Pult-, Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer. Flachdächer können für Neben-
gebäude und Garagen zugelassen werden. 

• Die Dachneigungen werden mit 25-45° bzw. 10-48° festgesetzt. Ausnahmen von den fest-
gesetzten Dachneigungen können für Anbauten (Nebentrakte) eines Hauptbaukörpers zuge-
lassen werden, wenn sie sich dem Erscheinungsbild des Hauptgebäudes (Hauptbaukörper) 
unterordnen. 

• Die festgesetzten Dachneigungen gelten ebenso für Garagen und untergeordnete Nebenan-
lagen nach § 14 BauNVO. Für Flachdächer wird eine Dachneigung von 0-15° festgesetzt. 

• Für die Dacheindeckung wird ein rot-rotbraunes Farbspektrum festgesetzt.  

1.5.3. Gestaltung der Abstell- und Lagerplätze und privater Freiflächen sowie die Begrünung 
baulicher Anlagen und die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 7 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

• Befestigte Flächen (z.B. Kfz-Stellplätze) dürfen nur mit wasserdurchlässigen Materialien 
(z.B. Schottersteinen, Rasengittersteinen, weitfugiges Pflaster, Dränpflaster) befestigt wer-
den. 

1.5.4. Gestaltung und Anzahl der notwendigen Stellplätze 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 8 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

• Auf den im Plangebiet ausgewiesenen Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
ist die Errichtung überdachter Stellplätze (Carports) und Garagen zulässig. Carports und Ga-
ragen sind direkt an die nach Norden orientierte Fassade anzubauen. 

• Auf den Grundstücken sind die notwendigen Stellplätze herzustellen. Notwendige Stellplätze 
dürfen auch überdacht oder in Garagen hergestellt werden. Es sind mindestens 2 Stellplätze 
je Wohnung herzustellen. Stauraum vor Garagen mit einer Tiefe von mindestens 5m kann 
als Stellplatzfläche genutzt werden und ist daher als Stellplatz anrechenbar.  
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1.6. Hinweise 

• Denkmalschutz 

 Hiermit wird auf die Meldepflicht von zutage kommenden archäologischen Funden wie Mau-
ern, Erdverfärbungen, Knochen und Skelettteilen, Gefäßen oder Scherben, Münzen und Ei-
sengegenständen usw. gemäß Denkmalschutz- und -pflegegesetz Rheinland-Pfalz an die 
Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie Außenstelle Speyer hinge-
wiesen. 

 In der Fundstellenkartierung sind im unmittelbaren Bereich keine archäologischen Fundstel-
len verzeichnet. Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich vorhandenen prähistori-
schen Denkmale bekannt.  

Daher macht die Direktion Landesarchäologie Speyer auf folgende Punkte aufmerksam:  

1. Bei der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie für die Erschließungsmaßnahmen, hat 
der Bauträger/Bauherr die ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, der Direk-
tion Landesarchäologie Speyer zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten 
anzuzeigen, damit sie diese, sofern notwendig, überwachen können. 

2. Die ausführenden Firmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutz- 
und Pflegegesetzes vom 23.03.1978 (GVBl. 1978, Nr. 10, Seite 159ff) hinzuweisen. Da-
nach ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fund-
stelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen 
Verlust zu sichern. 

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherr jedoch nicht von der Meldepflicht und Haf-
tung gegenüber der Direktion Landesarchäologie-Speyer. 

4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen 
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit  Rettungsgrabungen, in 
Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen ar-
chäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. 

• Begrünungen 

Die festgesetzten Bepflanzungen sind spätestens in der Pflanzperiode durchzuführen, die 
der Bauvollendung folgt. Die getroffenen Festsetzungen sind auch als Maßnahmen zur 
Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft im Sinne des § 9 LNatSchG zu ver-
stehen. Ihre Umsetzung kann ggf. angeordnet werden. Rechtsgrundlage hierzu ist § 10 
LNatSchG Rheinland-Pfalz sowie erforderlichenfalls § 178 BauGB. 

 Eine Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann als Ordnungswidrig-
keit mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer 
Ver-/Entsorgungsleitungen (Leitungen) soll ein Mindestabstand von 2,50 m (horizontaler 
Abstand Stammachse – Außenhaut Leitung) eingehalten werden. 

 Kann dieser zur Gewährleistung der Betriebssicherheit der Leitungen erforderliche Abstand 
nicht eingehalten werden, sind vom Vorhabensträger, in Absprache mit dem jeweiligen Ver-
sorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von Trenn-
wänden aus Kunststoff) vorzusehen. 

• Grenzabstände nach dem Landesnachbarrechtsgesetz (LNRG) Rheinland-Pfalz 

 Die Grenzabstände nach dem LNRG sind zu beachten. (nur auszugsweise aufgeführt) 

 Nach § 42 LNRG müssen Einfriedungen von der Grenze eines landwirtschaftlich genutzten 
Grundstückes, das außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegt und nicht 
im Bebauungsplan als Bauland ausgewiesen ist auf Verlangen des Nachbarn einen Ab-
stand von 0,5 m einhalten. Dies gilt nicht, wenn diese Grundstücke von ihrer Lage, Beschaf-
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fenheit oder Größe her nicht für die Bearbeitung mit einem Gespann oder Schlepper geeig-
net sind. 

 Von der Grenze eines Wirtschaftsweges (§ 1 Abs. 5 des Landesstraßengesetzes) müssen 
Einfriedungen 0,5 m zurückbleiben. 

 § 44 LNRG Pflanzabstände zum benachbarten Grundstück für: 

 Gem. Nr. 1a und 2a sehr stark wachsende Bäume/Walnusssämlinge  4,0 m 

 Gem. Nr. 1b und 2b stark wachsende Bäume/Kernobstbäume auf stark   
wachsender Unterlage 2,0 m 

 Gem. Nr. 1c und 2c alle übrigen Bäume/Kernobstbäume auf   
schwach wachsender Unterlage 1,5 m 

 Gem. Nr. 3a und 4a stark wachsende Sträucher/Brombeersträucher  1,0 m 

 Gem. Nr. 3b und 4b alle übrigen Sträucher/alle übrigen Beerenobststräucher  0,5 m 

 Gem. Nr. 5 mit einzelnen Rebstöcken  0,5 m 

 Gem. Nr. 6 mit Baumschulbeständen (max. Höhe 2m) * 1,0 m 

 Gem. Nr. 7 Weihnachtsbaumpflanzungen (max. Höhe 2m)** 1,0 m 

* sonst gelten die Abstände gem. Nr 1 oder Nr2; ** sonst gelten die Abstände gem. Nr 1 

 § 45 LNRG Pflanzabstände für Hecken – folgende Abstände sind einzuhalten: 

 Gem. Nr. 1 mit Hecken bis 1,0 m Höhe  0,25 m 

 Gem. Nr. 2 mit Hecken bis 1,5 m Höhe  0,50 m 

 Gem. Nr. 3 mit Hecken bis 2,0 m Höhe  0,75 m 

 Gem. Nr. 4 mit Hecken über 2,0 m Höhe  einen um das Maß der Mehrhöhe 

   größeren Abstand als 0,75 m 

 Gemäß § 46 Landesnachbarrechtsgesetz gelten die doppelten Grenzabstände der §§ 44 
und 45, in den Fällen des § 44 Nr. 1a und 2a die eineinhalbfachen Abstände mit Ausnahme 
der Abstände für Pappelarten (Populus) gegenüber Grundstücken die dem Weinbau die-
nen, landwirtschaftlich, erwerbsgärtnerisch oder kleingärtnerisch genutzt werden, sofern der 
Bebauungsplan nicht eine andere Nutzung festschreibt. Die §§ 44 und 45 gelten nicht für 
Anpflanzungen die hinter einer undurchsichtigen Einfriedung vorgenommen werden und 
diese nicht überragen (weiteres s. Ausnahmen § 46). 

 Gemäß § 47 Landesnachbarrechtsgesetz wird der Abstand von der Mitte des Baumstam-
mes, des Strauches der Hecke oder des Rebstockes bis zur Grenzlinie gemessen und zwar 
an der Stelle, an der die Pflanze aus dem Boden austritt. 

 Gemäß § 50 Landesnachbarrechtsgesetz müssen Spaliervorrichtungen und Pergolen, die 
eine flächenmäßige Ausdehnung der Pflanzen bezwecken und nicht höher als 2 m sind, ei-
nen Abstand von 0,5 m (Ausnahme Fälle des § 46 Abs. 2); wenn sie höher als 2 m sind, ei-
nen um das Maß der Mehrhöhe größeren Abstand als 0,5 m von der Grenze einhalten.  

• Landesamt für Geologie und Bergbau, 55133 Mainz 

Standsicherheit von Gebäuden:  

Es wird hiermit auf Beachtung der Anforderung der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 hin-
gewiesen. Zudem wird eine Baugrunduntersuchung vor Baubeginn empfohlen. 

Radonprognose:  

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes Radonpotential über 
einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Orientierende Radonmessungen in der Bo-
denluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplatzes oder Bauge-
bietes sind empfehlenswert. Sie können als Information dafür dienen, ob das Thema Radon 
bei der Bauplanung entsprechend zu berücksichtigen ist. 
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Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der 
Radonmessung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für Geologie 
und Bergbau.  

Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanie-
rungen können dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für Strahlenschutz entnommen 
werden. Weiterhin stehen zu der Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der Bodenluft die 
Radon-Informationsstelle im Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht 
zur Verfügung. 

• Schutz des Mutterbodens 

 Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und 
einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ 
wird ausdrücklich hingewiesen. 

 Während der Baumaßnahmen ist der Oberboden in Mieten (maximale Scheitelhöhe 2,5 m) 
und von sonstigen Erdmassen getrennt zwischenzulagern. 

• Erdaushub 

 Der bei Bauarbeiten anfallende Erdaushub ist nach Möglichkeit einer sinnvollen Folgenut-
zung im Rahmen der Freiflächengestaltung/Geländemodellierung auf den Grundstücken 
zuzuführen. 

• Durchführung von Rodungs- und Wegebauarbeiten 

 Rodungsarbeiten und Wegebaumaßnahmen sind zum Schutz der Vegetation und Tierwelt 
außerhalb der Brutzeit durchzuführen. §39 BNatschG ist zu beachten. 

• Vorkehrungen zum Schutz vor chemischen Verunreinigungen 

Zum Schutz vor chemischen Verunreinigungen sind während der Baumaßnahmen Vorkeh-
rungen gemäß DIN 18920 zu treffen (u.a. sachgerechter Umgang mit Treib- und Schmier-
stoffen, Farben, Lösungsmitteln und anderen Chemikalien, Einrichtung von Entsorgungsein-
richtungen auf der Baustelle, Kontrolle von Baumaschinen und Baufahrzeugen).  

• Brandschutz 

Gem. § 15 Abs. 1 LBauO müssen bauliche Anlagen so angeordnet und beschaffen sein, 
dass bei einem Brand u.a. wirksame Löscharbeiten möglich sind; nach § 41 Abs. 1 LBauO 
muss zur Brandbekämpfung eine ausreichende Wassermenge zur Verfügung stehen, wo-
bei die Vorhaltung von Löschwasser für den Brandschutz nach § 46 des Landeswasserge-
setzes –LWG- von dem Träger der Wasserversorgung in ihrem Gebiet sicherzustellen ist.  

Die Entfernung von mind. einer Löschwasserentnahmestelle zu den baulichen Anlagen und 
untereinander soll 150 m nicht überschreiten. Zur Deckung des Gesamtlöschwasserbedarfs 
können weitere Löschwasserentnahmestellen in einer Entfernung von 300 m angerechnet 
werden. Kann der Löschwasserbedarf aus dem öffentlichen Hydrantennetz nicht gewähr-
leistet werden, sind zusätzliche Löschwasserentnahmestellen, z.B.  

• Offene Gewässer mit Löschwasserentnahmestellen nach DIN 14210 

• Löschwasserteiche nach DIN 14210 

• Löschwasserbrunnen nach DIN 14220  

• Große unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230 vorzusehen. 

Wenn für die zur Brandbekämpfung im Plangebiet erforderliche Löschwassermenge 
(Grundschutz) im Umkreis von 300 m keine geeigneten Löschwasserentnahmestellen zur 
Verfügung stehen, kann die Löschwasserversorgung auch durch andere Maßnahmen si-
chergestellt werden. Als Alternative können bei einem ausreichenden Ausrüstungsstand der 
örtlich zuständigen Feuerwehr z.B. auch Tanklöschfahrzeuge (im Pendelverkehr) angese-
hen werden. 
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• Schutz von Leitungen 

Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer 
Ver-/Entsorgungsleitungen soll ein Mindestabstand von 2,50 m (horizontaler Abstand 
Stammachse – Außenhaut Leitung) eingehalten werden. Kann dieser zur Gewährleistung 
der Betriebssicherheit der Leitungen erforderliche Abstand nicht eingehalten werden, sind 
vom Vorhabenträger, in Absprache mit dem jeweiligen Versorgungsträger geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von Trennwänden aus Kunststoff) vorzu-
sehen.  

• Oberflächen- und Dachflächenwasser 

Das anfallende Oberflächenwasser ist grundsätzlich auf den Grundstücken zurück zu hal-
ten, zu verwerten oder, ggf. unter Vorschaltung eines Sammelbehälters, breitflächig über 
die belebte Bodenzone zur Versickerung zu bringen. Dritte dürfen dabei nicht geschädigt 
werden. 

• Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, Gesundheitsamt 

In dem Bebauungsplan wird für das anfallende Oberflächenwasser der Bau von Zisternen 
empfohlen. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die erforderlichen Rohrleitungssysteme usw. 
nicht in Verbindung mit der Trinkwasserversorgung der Ortsgemeinde stehen. Sie müssen 
im Bedarfsfalle farblich gekennzeichnet sein.  

• Ausgleich der Wasserführung 

Es wird auf die Verpflichtung zum Ausgleich der Wasserführung nach den §§61, 62 Lan-
deswassergesetz (LWG) hingewiesen. Die Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung obliegt 
dem, der die Beeinträchtigung verursacht hat. 

• Verkehrsführung 

Zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit und der Gewährleistung der Feuerwehrzufahrt 
ist durch die zuständige Ordnungsbehörde für den gesamten Wohnweg ein Parkverbot zu 
erlassen. 

• Verlegung der Leitungen der Deutschen Telekom – frühzeitige Koordination 

 In den vergangenen Jahren wurden bei der Erschließung von Neubaugebieten überwiegend 
die unterirdische Verlegung gewählt, obwohl die oberirdische Versorgung kostengünstiger 
war. Infolge der zunehmend verstärkten Wettbewerbssituation werden engere betriebswirt-
schaftliche Maßstäbe angelegt. Im Rahmen eines Kostenvergleichs muss in jedem Einzel-
fall geprüft werden, welche Verlegungsart günstiger ist. 

Eine frühzeitige koordinierte Abwicklung oder gar die Beauftragung der Kommune oder des 
Erschließungsträgers mit der Durchführung der gesamten Erdarbeiten für die Verlegung 
von TK-Linien werden in vielen Fällen zu einem Ausgleich der wirtschaftlichen Interessen 
der Telekom auf der einen und den berechtigten stadtgestalterischen Interessen der Kom-
mune auf der anderen Seite führen.  

• Gasleitungsnetz - Thüga Energienetze GmbH, 67105 Schifferstadt 

 Um die geplanten Baugrundstücke mit Erdgas versorgen zu können ist es erforderlich das 
vorhandene Gasleitungsnetz von Berwartsteinstraße bzw. Insheimer Straße aus zu erwei-
tern. Der Energieversorger soll an der weiteren Planung beteiligt werden. 

 Gemäß den geltenden Technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 sowie der 
DIN 1988 ist bei Baumpflanzungen ohne weitere Schutzmaßnahmen ein seitlicher Mindest-
abstand von 2,50m zur bestehenden Versorgungsleitung (Gas) zwingend einzuhalten. 

Können die erforderlichen und geforderten Mindestabstände nicht eingehalten werden, sind 
in Absprache mit dem Energieversorger weitergehende Schutzmaßnahmen zu treffen, de-
ren Kosten der Verursacher der Maßnahme zu tragen hat. 



Bebauungsplan Mischgebiet „Loosäckerweg - Erweiterung 1“  OG Rohrbach 

Textliche Festsetzungen VG Herxheim 
Stand: Februar 2013 Seite 15 von 23 Seiten 
 

iiiiSSSSAAAA Ingenieure für   
Städtebau und Architektur 

Hauptstraße 46 
67716 Heltersberg 

Tel.  06333 / 27598-0 
Fax: 06333 / 27598-99 

 

• Stromversorgungsleitungen - Pfalzwerke AG, 67072 Ludwigshafen 

 Im Bereich des BPlans befinden sich Versorgungsleitungen der Pfalzwerke AG (0,4-kV-
Freileitungen, Hausanschlussleitungen). 

 Da wegen der geplanten Erweiterung des bestehenden Baugebietes Änderungen und/oder 
Sicherungen an diesen Leitungen nicht auszuschließen sind, bedarf es in Bezug auf den 
Umfang dieser Maßnahmen einer detaillierten Untersuchung. Dazu ist es erforderlich, für al-
le projektierten Arbeiten im Bereich der vorhandenen Leitungen, sich mit der zuständigen 
Organisationseinheit der Pfalzwerke AG rechtzeitig in Verbindung zu setzen. 

 Einzelheiten zur Erweiterung/Änderung der bestehenden Anschlüsse zur Versorgung mit 
elektrischer Energie sind im Rahmen der Erschließungsplanung zu klären. 

 Damit keine Beeinträchtigungen der Betriebssicherheit der Freileitungen entstehen, wird 
darum gebeten im Bereich der Leitungen keine Baumpflanzungen vorzunehmen. 

Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass sich die Kostentragung für die erforderlich 
werdenden Änderungen und/oder Sicherungen an Versorgungsanlagen/-leitungen, bedingt 
durch die verbindliche Bauleitplanung, nach bestehenden Verträgen bzw. gesetzlichen Be-
stimmungen regelt.  

• Landesbetrieb Mobilität Speyer, 67328 Speyer 

 Im Plangebiet sind Leitungsrechte u.a. für Kanalleitungen vorgesehen. Sollte im Zuge einer 
Leitungsverlegung die K21 in Anspruch genommen werden, so ist hierfür eine vertragliche 
Regelung durch den LBM Speyer bzw. eine Genehmigung durch die zuständige Straßen-
meisterei Annweiler erforderlich. 

 Hierzu sind durch den Leitungseigentümer rechtzeitig vor Baubeginn (mind. 4 Wochen) die 
notwendigen Unterlagen in 3-facher Ausfertigung vorzulegen. 

Gemäß §22 Abs. 1 Nr.2 LStrG dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze der K 21 keine 
direkten Zufahrten angelegt werden.  

Gemäß §22 Abs. 1 Nr.1 LStrG dürfen Hochbauten in einer Entfernung von 15 m gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der K21 nicht errichtet werden. In Verbindung 
mit §24 und §23 LStrG gilt dies auch für Anlagen der Außenwerbung aller Art. Zudem be-
dürfen Werbeanlagen bis zu einer Entfernung von 30 m gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn der K21 der Zustimmung bzw. Genehmigung des Landesbetrieb Mo-
bilität Speyer 

Die K21 darf auch während der Bauzeit nicht verschmutzt werden. Sollten dennoch Ver-
schmutzungen auftreten, sind diese unverzüglich zu beseitigen 

• Einfriedungen 

Im Bereich des Bauschutzabstandes der K21 setzen die Höhenfestsetzungen für Einfrie-
dungen die Einschränkungen nach Landesrecht nicht außer Kraft. 

• Stellplatzverordnung 

Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze gilt auch für Gewerbebetriebe, 
Gastronomie, Handwerksbetriebe und sonstige Einrichtungen. Die Anzahl der notwendigen 
Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzverordnung, soweit im Bebauungsplan nicht Ande-
res festgesetzt ist. . 
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2.1. Allgemeines 

Der räumliche Geltungsbereich des bestehenden Bebauungsplanes „Loosäckerweg“ soll nach 
Norden erweitert werden, um eine Ortsrandbebauung im Erweiterungsbereich zu ermöglichen.  

Die Gemeinde setzt im Geltungsbereich der Erweiterung des Bebauungsplanes ein Mischge-
biet sowie Straßenverkehrsflächen fest.  

2.1.1. Erfordernis der Planung 

Gemäß §1 Abs. 3 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Ordnung erforderlich ist. Die Sicherstellung einer dorfgerechten 
Ortsrandbebauung erfordert die Erweiterung des Bebauungsplanes in diesem Bereich.  

2.1.2. Ziel und Zweck der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Loosäckerweg – Erweiterung 1“ sollen die baurecht-
lichen Voraussetzungen geschaffen werden, unter Berücksichtigung einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung dem Gebietstyp entsprechende Gebäude zu errichten, den Bestand zu 
sichern und den Übergang zwischen der bestehenden Bebauung und den nach Norden an-
schließenden landwirtschaftlichen Nutzflächen ortsbildgerecht zu gestalten. Die festzusetzende 
Gebietsart ist das Mischgebiet nach § 6 BauNVO.  

2.1.3. Zustand des Gebietes 

Das Plangebiet der Erweiterung umfasst einen bestehenden Weinbaubetrieb mit Gastronomie, 
Wohngebäuden und gewerblichen Betriebsgebäuden (Lagerhallen). Außerdem existieren Stell- 
bzw. Lagerplätze und Grünflächen. Die bestehende Insheimer Straße verläuft im Plangebiet 
und endet dort. Die weiter führenden Wirtschaftswege sind nicht Teil des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplans. 

2.1.4. Planungsrechtliche Situation 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der VG Herxheim ist das Erweiterungsgebiet als ge-
mischte Baufläche und Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  

 
B-Plan Loosäckerweg 

Erweiterung 1 
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Die Darstellung im Flächennutzungsplan kann im Parallelverfahren geändert und an die neue 
Plangebietsabgrenzung angepasst werden.  

Für die Gemeinde Rohrbach existiert im Regionalen Raumordnungsplan Südpfalz (RROP) kei-
ne Funktionszuweisung. Rohrbach liegt im ländlichen Raum mit Verdichtungsansätzen und hat 
eine Bedeutung für den Fremdenverkehr. Das Erweiterungsgebiet ist nur für die Eigenentwick-
lung bestimmt. 

Für das Plangebiet bestehen keine regionalplanerischen Ausweisungen, die einer Bebauung 
entgegenstehen. Die Übereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
ist somit gegeben. 

Die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes sind somit 
gegeben. 

2.2. Städtebauliche Situation 

2.2.1. Lage im Ortsgefüge 

Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand der Ortsgemeinde Rohrbach und ist als Erweite-
rung des bestehenden Bebauungsplanes Loosäckerweg konzipiert. An das Erweiterungsplan-
gebiet grenzen im Süden gemischte Bauflächen und im Norden landwirtschaftliche Flächen an. 
Das Baugebiet ist als Innenbereich unmittelbar angrenzend an den Außenbereich anzusehen. 

2.2.2. Naturräumliche Rahmenbedingungen 

Der räumliche Geltungsbereich der Erweiterung des Bebauungsplans umfasst ein ca. 0,34 ha 
großes Gebiet, das bereits teilbebaut ist. Außerhalb der bebauten Bereiche, Freisitze und La-
gerflächen befinden sich Wiesen und Gartenflächen mit einzelnen Baum- und Gehölzbestän-
den.  

2.2.3. Topographie 

Das Untersuchungsgebiet ist komplett eben. 

2.2.4. Anbindung des Plangebietes 

Eine Anbindung des Gebietes an das örtliche Verkehrswegenetz erfolgt über die Insheimer 
Straße, die als Erschließungsstraße gewidmet ist.  

2.3. Städtebauliche Planung 

2.3.1. Städtebauliche Lösung 

Auf der Basis der Planungsziele wurde ein Bebauungsplanentwurf erarbeitet. Die Neubebau-
ung orientiert sich in Art und Maß der baulichen Nutzung, sowie in den sonstigen durch Fest-
setzungen zu regelnden baulichen Parametern an den Festsetzungen des bestehenden Be-
bauungsplanes „Loosäckerweg“. Die bestehenden Festsetzungen werden nicht geändert, 
sondern lediglich um zusätzliche, die Erweiterung betreffende Festsetzungen insbesondere zur 
Ortsrandeingrünung ergänzt.  

Damit soll eine Baustruktur entstehen, die den Übergang zwischen der Ortslage und der umge-
benden Landschaft verträglich definiert.  
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2.3.2. Belange des Naturschutzes und der Landespflege 

Veränderungen der Landschaft sind im Rahmen der Inanspruchnahme der Flächen für die ge-
plante Nutzung unvermeidbar. Durch die Wahl des Plangebietes und die Festsetzungen im 
Baugebiet selbst sollen die Veränderungen jedoch in einer Weise vorgenommen werden, dass 
das Ergebnis von der Gemeinde als landschaftsverträglich beurteilt werden kann. 

Die Auswirkungen der Bebauung (Versiegelung) werden durch Maßnahmen zur Behandlung 
von Oberflächenwasser, Pflanzgebote und die Ausweisung einer Grünfläche minimiert.  

2.3.3. Behandlung von Oberflächenwasser, Erschließung 

Entsprechend den Regelungen des Landeswassergesetzes ist das anfallende und nicht schad-
haft verunreinigte Oberflächen- und Dachflächenwasser kein behandlungsbedürftiges Abwas-
ser. Das anfallende Niederschlagswasser wird nach Möglichkeit vollständig auf den Grundstü-
cken zurückgehalten und/oder zur Versickerung gebracht. Die Versickerung in flachen Mulden 
auf der Oberfläche (breitflächig über die belebte Bodenzone) ist dabei ebenso zulässig, wie die 
Rückhaltung mittels eines Rückhalteschachtes mit anschließender gedrosselter Ableitung in 
Versickerungsmulden. (Kombinationen von Rückhaltung und anschließender Versickerung). 
Damit sollen die Auswirkungen der Versiegelung auf den Wasserabfluss und den Wasserhaus-
halt so gering wie möglich gehalten werden.  

Die bestehende Entwässerung der vorhandenen Bebauung nördlich der Insheimer Straße in 
den vorhandenen Mischwasserkanal bleibt weiterhin zulässig. Die Erschließung weiterer Be-
bauung in diesem Bereich erfolgt durch Anschluss an die bestehenden Leitungsnetze. Der An-
schluss von Notüberläufen von Versickerungs- und/oder Rückhalteeinrichtungen an die beste-
henden Entwässerungsleitungen ist zulässig. Damit soll die Beeinträchtigung benachbarter 
Grundstücke durch wild abfließendes Oberflächenwasser vermieden werden.  

2.4. Begründung einzelner Festsetzungen 

2.4.1. Art der Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan entsprechend der beab-
sichtigten Nutzung als Mischgebiet (MI 2) analog zum bereits bestehenden Bebauungsplan 
Loosäckerweg festgesetzt.  

Für das Erweiterungsgebiet wurde eine Festsetzung nach §1 Abs. 10 BauNVO getroffen, um 
einerseits die Zulässigkeit des bestehenden Weinbaubetriebes sicher zu stellen, und anderer-
seits Nutzungsänderungen auszuschließen, die zu unzumutbaren Belästigungen führen wür-
den. Im Rahmen der Auslegung wurden dazu von der Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, 
Referat 63 (Raumordnung und Bauleitplanung), der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, 
Neustadt, sowie des Eigentümers Herrn Jede Stellungnahmen vorgebracht. Nach intensiver 
Diskussion und Abwägung wurde die Festsetzung nach §1 Abs. 10 BauNVO getroffen, wie in 
der Stellungnahme von Herrn Jede angeregt.  

2.4.2. Maß der Nutzung 

Für das Maß der baulichen Nutzung werden die Festsetzungen des bestehenden Bebauungs-
planes Loosäckerweg übernommen. 
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2.4.3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt, da die bestehende zusammenhängende Bebauung be-
reits eine Länge von 50m überschreitet und somit eine offene Bauweise nicht gegeben ist, eine 
geschlossene Bauweise jedoch nicht den planerischen Vorstellungen für eine Ortsrandbebau-
ung entspricht.  

Eine Definition der überbaubaren Grundstücksfläche erfolgt durch die Festsetzung von Bau-
grenzen. Die so vorgegebene Struktur dient dem Ziel, die neue Bebauung in die umgebende 
Ortslage harmonisch zu integrieren und einen ortsbildgerechten Ortsrand zu schaffen.  

2.4.4. Verkehrsflächen, Anbindung an den Straßenverkehr 

Die bestehende Insheimer Straße wird als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Dies ist eine 
Festschreibung des Bestandes, da dieser Straßenabschnitt als Ortsstraße gewidmet ist. Da-
durch ist die Anbindung der Bauflächen an den Straßenverkehr gewährleistet.  

Entlang der K21 wird durch Planzeichen ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrten festgesetzt. Die 
Festsetzung erfolgt aufgrund der Stellungnahme des Landesbetriebs Mobilität, Speyer und ist 
als nachrichtliche Übernahme des Verbotes nach §22 LStrG zu verstehen. Bei der Abwägung 
wurde entschieden, diese Anregung aufzunehmen. 

2.4.5. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen, private Grünflächen 

Die Ausweisung der privaten Grünfläche am nordöstlichen Rand des Baugebietes dient der 
Ausbildung einer Ortsrandbegrünung in diesem Bereich, um die geplante Bebauung so zu in-
tegrieren, dass ein harmonischer Übergang von der bebauten Ortslage in die umgebende 
Landschaft erfolgt. Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde die Breite der Grünfläche 
aufgrund der Stellungnahme der Kreisverwaltung südliche Weinstraße Referat 64 (Untere Na-
turschutzbehörde) von 3,0 auf 5,0 m erhöht, um dauerhaft eine funktionsfähige Ortsrandein-
grünung zu gewährleisten. Bei der Abwägung wurde entschieden, diese Anregung aufzuneh-
men.  

2.4.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft in 
Verbindung mit Festsetzungen zum Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen und Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen 

Die getroffenen Festsetzungen dienen der Minimierung der Auswirkungen der Eingriffe durch 
die Bebauung des Plangebietes und der Begrünung mit heimischen standortgerechten Laub-
gehölzen. Die Erhaltung bestehender Obstbaumgehölze, bzw. die Festsetzung von Ersatz-
pflanzung sowie die Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen dienen der Ausbildung einer 
ortsbildgerechten Ortsrandbegrünung.  

Die Erhaltung der bestehenden Weide nördlich der bestehenden Gaststätte wird aufgrund der 
Stellungnahme der Kreisverwaltung südliche Weinstraße Referat 64 (Untere Naturschutzbe-
hörde) festgesetzt, da sie als prägend für den Ortsrand angesehen wird. Bei der Abwägung 
wurde entschieden, diese Anregung aufzunehmen.  
 

2.4.7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Für die Erweiterung werden die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Loosäckerweg übernommen, mit Ausnahme der Festsetzungen zur Dachneigung. Hier werden 
die Dachneigungen der bereits bestehenden Bebauung als Mindest- und Höchstgrenze heran-
gezogen. Somit werden Dachneigungen von 10° bis 48° festgesetzt. 
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Die Höhe von Einfriedungen zum Außenbereich hin wird auf 2,0 m festgesetzt. Die Abweichung 
von der im sonstigen Bebauungsplan festgesetzten Obergrenze für Einfriedungen von 1,50 m 
Höhe erfolgte im Rahmen der Abwägung der eingegangenen Stellungnahme des Eigentümers 
Herrn Jede. Nach intensiver Diskussion konnte das Argument eines erhöhten Schutzbedürfnis-
ses zum Außenbereich hin überzeugen. Damit jedoch die geplante Ortsrandeingrünung noch 
zur Geltung kommen kann wurde dafür dann geregelt, dass Einfriedungen zum Außenbereich 
hin transparent bzw. ausgeführt werden müssen. 

2.5. Sonstiges 

2.5.1. Ver- und Entsorgung 

Das Gebiet wird über das bestehende Versorgungsnetz in der Insheimer Straße mit Wasser 
versorgt.  

Die Entsorgung des Schmutzwassers erfolgt durch Einleitung in den bestehenden Mischwas-
serkanal in der Insheimer Straße. 

2.5.2. Flächenbilanz 

• Bebauungsplangebiet Erweiterung 1:  0,3421 ha 
• Grundfläche MI:  0,2782 ha 
• Verkehrsflächen:  0,0497 ha 
• Private Grünflächen:  0,0171 ha 

2.5.3. Abwägung 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurden vielfältige öffentliche und private Belange er-
mittelt. §1 BauGB verpflichtet, bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Dies wurde im Rahmen von 
Bauauschuss- und Gemeinderatssitzungen durch Diskussion und Entscheidung über die Be-
rücksichtigung oder Zurückweisung von Anregungen sowie über alternative Lösungen so 
durchgeführt.  
 
 
 
 
Heltersberg, im Februar 2013 

.......................................................... 
Dipl.-Ing. Bernd Naßhan 
(Dipl.-Ing. Raum- und Umweltplanung)
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Anhang 1: Pflanzliste 
  
a) Laubbäume (Auswahl): 
 

b) Strauchgehölze für Heckenpflanzungen 
(Auswahl): 
 

Großkronige Laubbäume (Pflanzabstand ca. 
12,0 m): 

- Spitz-Ahorn  (Acer platanoides) 
- Berg-Ahorn  (Acer pseudoplatanus) 
- Gewöhnliche Esche  (Fraxinus excelsior) 
- Vogel-Kirsche  (Prunus avium) 
- Stiel-Eiche  (Quercus robur) 
- Sommer-Linde  (Tilia platyphyllos) 
- Winter-Linde  (Tilia cordata) 

 
Kleinkronige Laubbäume (Pflanzabstand ca. 

9,0 m): 
- Feld-Ahorn  (Acer campestre) 
- Hainbuche  (Carpinus betulus) 
- Trauben-Kirsche  (Prunus padus) 
- Mehlbeere  (Sorbus aria) 
- Eberesche  (Sorbus aucuparia) 
- Speierling  (Sorbus domestica) 

 

Großsträucher (Pflanzabstand ca. 1,3 m): 
- Kornelkirsche  (Cornus mas) 
- Roter Hartriegel  (Cornus sanguinea) 
- Hasel  (Corylus avellana) 
- Eingriffliger Weißdorn  (Crataegus mono-

gyna) 
- Gewöhnliches Pfaffenhütchen  (Euonymus 

europaeus) 
- Gewöhnlicher Liguster  (Ligustrum vulgare) 
- Wolliger Schneeball  (Viburnum lantana) 
- Gewöhnlicher Schneeball  (Viburnum opu-

lus) 
 
kleinere Sträucher (Pflanzabstand ca. 1,0 m): 
- Gewöhnliche Felsenbirne  (Amelanchier 

ovalis) 
- Rote Heckenkirsche  (Lonicera xylosteum) 
- Alpen-Johannisbeere  (Ribes alpinum) 
- Schwarze Johannisbeere  (Ribes nigrum) 
- Rote Wald-Johannisbeere  (Ribes rubrum) 
- Hunds-Rose  (Rosa canina) 

 
 

 

c) Obstbäume für Pflanzung im Weinbauklima (Auswahl): 
 
Hochstamm-Obstbäume mit einer Stammlänge von mind. 1,6 m bis zum untersten Astansatz, nach Mög-
lichkeit historische, regionaltypische Sorten 
 
Äpfel:  insb. Brauner Matapfel, Champagnerrenette, Geflammter Kardinal, Goldrenette von 

Blenheim, Graue Französische Renette, Graue Herbstrenette, Große Kasseler Renet-
te, Großer Rheinischer Bohnapfel, Harberts Renette, Heimeldinger, Rheinische 
Schafsnase, Rheinischer Winterrambur, Rote Sternrenette, Roter Bellefleur, Roter 
Herbstkalvill, Roter Trierer Weinapfel, Weißer Wintertaffetapfel, Winterstettiner-Sorten 

 
Birnen: insb. Amanlis Butterbirne, Blutbirne, Champagner Bratbirne, Gellerts Butterbirne, Gute 

Graue, Großer Katzenkopf, Muskateller-Sorten, Pastorenbirne, Petersbirne, Stuttgarter 
Geishirtle, Sparbirne, Schweizer Wasserbirne  

 
Kirschen: insb. Bankhardtskirsche, Büttners Rote Knorpelkirsche, Dönissens Gelbe Knorpelkir-

sche, Frühe Französische, Große Schwarze Knorpelkirsche, Haumüllers Mitteldicke, 
Hedelfinger Riesenkirsche, Lambsheimer Kurzstiel, Ochsenherzkirsche, Schwarze 
Mohrenkirsche 

 
Mirabellen: insb. Mirabelle von Nancy, Mirabelle von Metz, Von Flotows Mirabelle 
 
Zwetschgen insb. Deutsche Hauszwetschge, Große Grüne Reneklode, Ersinger Frühzwetschge, 

Kandeler Zuckerzwetschge, Königsbacher Frühzwetschge 
 
Walnuß Juglans regia 
 


